
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 24.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Recycling
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Bericht
Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Flückiger, Bernadette
Frischknecht, Ernst
Hirter, Hans
Holenstein, Katrin
Longchamp, Claude
Rinderknecht, Matthias

Bevorzugte Zitierweise

Flückiger, Bernadette; Frischknecht, Ernst; Hirter, Hans; Holenstein, Katrin;
Longchamp, Claude; Rinderknecht, Matthias 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer
Politik: Recycling, Bericht, 1975 - 2020. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
24.04.2024.

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Infrastruktur und Lebensraum
1Umweltschutz

1Allgemeiner Umweltschutz

1Abfälle

01.01.65 - 01.01.21 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

BUS Bundesamt für Umweltschutz

OFPE Office fédéral de la protection de l'environnement

01.01.65 - 01.01.21 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Im Juni 2020 publizierte der Bundesrat den Bericht «Steuerliche und weitere
Massnahmen zur Förderung der Kreislaufwirtschaft» in Erfüllung des Postulats
Vonlanthen (cvp, FR). Im  Bericht wurden verschiedene Massnahmen vorgestellt und
diskutiert, die ein gewisses Potential aufweisen könnten, damit Produkte länger genutzt
oder besser repariert werden können. Dabei haben sich drei Massnahmen heraus
kristallisiert, die der Bundesrat weiter verfolgen möchte, indem er sie einer vertieften
Analyse der volkswirtschaftlichen Auswirkungen unterzieht und dabei die Vereinbarkeit
mit den internationalen Verpflichtungen der Schweiz berücksichtigt: Es handelt sich
dabei um Deklarationspflichten, Verlängerung der Gewährleistungsfrist inklusive
Reparaturoptionen und Registerlösungen zur Eigentumssicherung.
Die Resultate dieser Analyse sollen in das Massnahmenpaket zur Ressourcenschonung
und Kreislaufwirtschaft einfliessen, welches die Verwaltung dem Bundesrat infolge des
Auftrags aus der Berichterstattung «Grüne Wirtschaft» bis spätestens Ende 2022
vorschlagen soll. 1

BERICHT
DATUM: 19.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Abfälle

Mit dem Vermeiden, dem Sammeln und Verwerten von Abfällen befasste sich ein
erster Tätigkeitsbericht der 1973 eingesetzten Eidgenössischen Kommission für
Abfallwirtschaft, in welcher ausser Bund, Kantonen und Gemeinden auch Konsumenten,
Forschungsanstalten und interessierte Wirtschaftskreise vertreten sind. Die «Aktion
saubere Schweiz» publizierte eine als Arbeitsinstrument gedachte Dokumentation über
den Stand der Abfallverwertung. 2

BERICHT
DATUM: 03.05.1975
ERNST FRISCHKNECHT

Auch in der Bewirtschaftung der Abfälle gewinnt der Gedanke Anhänger, dass es
ökonomischer ist, diese gar nicht erst entstehen zu lassen, als sie nachträglich unter
Erzeugung von schädlichen Nebenwirkungen und mit beträchtlichem finanziellem
Aufwand zu beseitigen. Die Belastung der Verpackungsmaterialien mit einer
Sonderabgabe, wie dies NR Neukomm (sp, BE) anlässlich der Behandlung des
Umweltschutzgesetzes gefordert hatte, lehnte das Parlament allerdings mit 73:42
Stimmen ab. Nach Ansicht von Fachleuten sollte zumindest dafür gesorgt werden, dass
wiederverwendbare Materialien (Glas, Papier usw.) einerseits, und Stoffe, die beim
Verbrennungsprozess giftige Gase erzeugen andererseits, aus dem Haushaltkehricht
ausgesondert werden. Um den Anteil der wiederverwendbaren Stoffe im Kehricht
festzustellen, veranlasste das BUS eine Analyse. 3

BERICHT
DATUM: 08.12.1982
HANS HIRTER

Als Nachwirkung der 1983 abgeschlossenen gesamtschweizerischen Abfallerhebung kam
vor allem in Expertengruppen eine Diskussion über die Bewirtschaftung von Abfällen
auf. Dabei stehen sich zwei Strategien als Alternativen zur dominierenden, jedoch
zunehmend problematischeren Kehrichtverbrennung gegenüber. Einerseits brachten
Befürworter einer Abfallverwertung die Kompostierung wieder ins Gespräch oder
favorisierten ein wirtschaftlich orientiertes Recycling nicht nur von Glas und Altpapier,
sondern auch von Kunststoffen und Altöl. Anderseits wurde angesichts der seit 1970
zweieinhalb Mal so grossen Kehrichtmenge pro Kopf der Bevölkerung eine
grundsätzliche Wende angestrebt. Im Sinne einer Kausaltherapie soll Abfall überhaupt
vermieden werden. Im Zentrum stehen dabei die Verpackungen sowie ein Verbot von
Cadmium, Quecksilber in Batterien, PVC und PCB. 4

BERICHT
DATUM: 22.12.1984
CLAUDE LONGCHAMP
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Grundsätze für einen künftig ökologisch ausgerichteten Umgang mit Abfällen
präsentierte die Eidgenössische Kommission für Abfallwirtschaft in einem Leitbild.
Danach sollen Abfälle so behandelt werden, dass sie langfristig nur noch eine
unwesentliche, für Mensch und Umwelt tolerierbare Belastung darstellen.
Vorgeschlagen werden Vorschriften betreffend besserer Kanalisierung, Sortierung,
Beseitigung und Kontrolle des anfallenden Mülls. Wiederverwertbare, aber auch
besonders problematische Anteile sollen – etwa durch getrenntes Einsammeln – aus
dem Siedlungsabfall ausgeschieden und den geeigneten Behandlungsverfahren
zugeführt werden. Weiter seien Mindestanforderungen an Bau und Betrieb von
Entsorgungsanlagen und Deponien aufzustellen sowie deren Einhaltung zu
kontrollieren. Die Gebühren für die Abfallbehandlung bis zum Endlager müssen gemäss
dem Leitbild kosten- und risikogerecht nach dem Verursacherprinzip angesetzt
werden. Vor allem aber ist die Entstehung von Abfällen einzudämmen. In diesem
Zusammenhang regte die Kommission die Prüfung von Lenkungsabgaben an, mit denen
im Konsumbereich notwendige Verhaltensänderungen herbeigeführt werden sollen. Als
Ergänzung oder Vorstufe zu Lenkungsabgaben sprach sie sich ferner für Pfandsysteme
oder vorgezogene, bereits im Kaufpreis eingebaute Entsorgungsgebühren aus. Den
ersten kantonalen Abfallbericht sowie ein Massnahmenpaket für eine ökologische
Abfallwirtschaft präsentierte die Aargauer Regierung. Bereits über 40 Gemeinden der
Schweiz verrechnen die Kosten für die Kehrichtbeseitigung nach dem
Verursacherprinzip (Sackgebühr); dadurch konnten die Resultate der
Separatsammlungen für wiederverwertbare Stoffe verbessert und gleichzeitig die
Menge des Haushaltmülls um bis zu 50 Prozent gesenkt werden. 5

BERICHT
DATUM: 01.06.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Das BUS führte Verhandlungen mit Vertretern von Handel, Industrie und
Umweltorganisationen über Strategien zur Senkung des Verbrauchs von Einweg-
Getränkeverpackungen und zur Förderung der Retourflaschen. Da keine
befriedigende Lösung durch freiwillige Vereinbarungen zustande kam, kündigte der
Bundesrat an, die notwendigen Massnahmen auf dem Verordnungsweg durchzusetzen
und notfalls auch ein Verbot für bestimmte Verpackungen zu erlassen. Er beauftragte
das BUS mit der Ausarbeitung einer verbindlichen Regelung, welche durch eine
Pfandlösung den Rücklauf der Einweggebinde von kohlensäurehaltigen Getränken
sichern soll. Um die zum Sammeln und Verwerten notwendige Organisation sowie die
nötige Informationstätigkeit zu finanzieren, ist gleichzeitig die Erhebung einer im
Verkaufspreis enthaltenen Entsorgungsgebühr vorgesehen. 6

BERICHT
DATUM: 23.12.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Die Interessengemeinschaft Ferro Recycling, kündigte an, in Zukunft einen halben
Rappen vorgezogener Entsorgungsgebühr auf Stahlblechdosen zu erheben. Das
Konsumentinnenforum, welches sich zwar grundsätzlich mit dem Prinzip der
vorgezogenen Entsorgungsgebühr einverstanden erklärte, verlangte jedoch klare
gesetzliche Rahmenbedingungen, um den eventuellen Missbräuchen mit Gebühren
auch auf anderen Verpackungsmaterialien und Artikeln vorzubeugen. 7

BERICHT
DATUM: 12.05.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die hohe Rücklaufquote von Altglas führte unter anderem dazu, dass das
monopolartige Glas-Recycling-Unternehmen Vetro-Recycling den Gemeinden aus
Rentabilitätsgründen die Entschädigung für die Altglassammlung strich (bisher zwischen
CHF 5 und 20 pro Tonne). Die Überproduktion zwang das Unternehmen, grosse Mengen
an Altglas mit Verlusten zu exportieren. Das Unternehmen kündigte sogar an, dass die
Gemeinden ab 1994 für die Altglas-Entsorgung Gebühren bezahlen müssten. 8

BERICHT
DATUM: 01.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bundesrat verabschiedete im November 2019 den Bericht «Massnahmen zur
Qualitätssicherung des PET-Getränkeflaschen Recyclingsystems in der Schweiz» in
Erfüllung eines Postulats des ehemaligen Ständerates Robert Cramer (Po. 17.3257). Der
Bericht geht zuerst auf die Situation des PET-Recyclings in der Schweiz ein. Über 80
Prozent der gekauften PET-Getränkeflaschen werden recycelt; dies entsprach im Jahr
2016 beispielsweise 37'298 Tonnen gesammelter PET-Flaschen. Ein dichtes Netz an
Sammelpunkten für die Rückgabe von PET-Getränkeflaschen sei ein wichtiger Faktor für
diese hohe Sammelrate, so der Bericht. Weiter wird erläutert, dass in den letzten
Jahren mit verschiedenen Angeboten zur vermehrten Separatsammlung von
Kunststoffabfällen einige Herausforderungen für das etablierte System des PET-
Getränkeflaschenrecyclings entstanden seien, sei dies durch Fehlwürfe (andere

BERICHT
DATUM: 20.11.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Plastikbehälter in der PET-Getränkeflaschensammlung) oder dadurch, dass die PET-
Getränkeflaschen in andere Sammlungen gelangen und damit nicht mehr für das
hochwertige «closed loop Recycling» zur Verfügung stünden.  
Der Bericht schliesst mit einer Reihe von Empfehlungen und Massnahmen, mit welchen
die korrekte Sammlung von PET-Getränkeflaschen gefördert werden soll; er empfiehlt
vor allem Sensibilisierungs- und Informationsmassnahmen für die verschiedenen
Akteure (Bevölkerung, Gemeinden, Anbietende von privaten Sammlungen für
Kunststoffabfälle). Von regulierenden Massnahmen in diesem Bereich sah der
Bundesrat im Bericht ab. 9
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